
18. Äug. tS85
Für das Nachschlagewerk! 
Pur die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Ja

tigte prozeßunfähig, so wird er damit unfähig, 
die Vertretung der Partei durchzuführen»

2c läßt sich die Prozeßunfähigkeit eines Anwaltes 
nicht erweisen, geht dieses Ergebnis zu Lasten 
der von dem betreffenden Anwalt vertretenen 
Partoio

3- Ob die Prozeßfortsetzungsbedingungen (insbe­sondere die Innehaltung der Rechtsmittel- und 
Rechtsmittelbegründungsfristen) gewahrt sind, 
ist grundsätzlich in jeder Lage des Verfahrens 
von Amts; wegen zu prüfen,, insoweit schlüssig 
angetretene Beweise sind -.auch wenn das Ver­
fahren schon in die Revisionsinstans gediehen 
ist - zu erhebeno

4- c 'tritt jedoch erstmals in der Revisionsinstanzein Hinweis dafür auf, die Rechtsmittclbegrün- 
dungsfrist sei entgegen der Annahme des Berufungs­
gerichts gewahrt gewesen, so kann hierauf nicht 
mehr eingegangen werden- Ides gilt insbesondere, 
wenn die Partei, die die Begründungsfrist ver­
säumt haben soll, ein solches Beweisorsuehen 
macht, aber in der Lage war, diesen Beweis bereits 
in der Vorinstanz anzutreten«

Aktenzeichen; 1 AZR 77/65 
Urteil des BAG vom 18» August 1965 LAG Hamburg
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1„AZR_77^65 
2 Sa 140/64 Hamburg

Verkündet
am 18 c .August 1965
gez, Henkelmann, 
Regierungssekretarin als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 18» August 1965 durch den 
Präsidenten Dr» Müller, die Bundesrichter Dr„ Schröder 
und Wichmann sowie die Bundesarbeitsrichter Di\ Dr„ Matthias 
und Strempel für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des landesarbeitsgerichts Hamburg vom 7» Januar 
1965 - 2 Sa 140/64 - aufgehobene
Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Re­
vision, an das landesarbeitsgericht zurückver- 
wiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !
- 2 -
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Tatbestand^
Die Klägerin nimmt den Beklagten, der bei ihr seit 1951 

als Kapitän eines Seeschiffes beschäftigt war und zuletzt auf 
dem von der Beklagten bereederten Motorschiff "B " fuhr,
auf Schadenersatz aus Schmuggelvorfällen in Anspruch, die sich • 
um Hafen Esmeraldas (Ecuador) abgespielt haben;, Diese Vorgänge 
führten zur Verhaftung und Verurteilung des Beklagten und zweier 
Besatsungsrnitglieder durch das zuständige Gericht in Ecuador.
Die Klägerin hat den Beklagten am 14. August 1961 fristlos ent- 
lassen.

Die Klägerin erstritt zunächst am 5« Juni 1964 ein am 
20. August 1964 zugestelltes Grund- und Teilurteil des Arbeits­
gerichts . Dadurch wurde der Beklagte verurteilt, der Klägerin 
den Schaden zu ersetzen, der dieser durch die in der Zeit vom 
17* April 1961 bis 12» Juli 1961 von dem Beklagten geduldete 
Schmuggelei an Bord des Motorschiffs "E " entstanden war.
Der Beklagte wurde weiterhin verurteilt, der Klägerin bestimmte 
Aufwendungen zu ersetzen. Die Widerklage des Beklagten wurde 
in Hohe von 2.842,74 DM abgewiesen.

Am 21. September 1964 erstritt die Klägerin weiterhin 
vor dem Arbeitsgericht ein Urteil, durch das der Beklagte ver­
urteilt wurde, an die Klägerin 9.130,11 DM netto nebst 4 ‘p Zin­
sen seit dem 22. Januar 1963 zu zahlen. Der Beklagte hatte mit 
seiner Widerklage insoweit Erfolg, als die Klägerin verurteilt 
wurde, an den Beklagten 853?08 DM netto und 103?22 DM brutto 
nebst 4 c/o Zinsen seit dem 31. Dezember 1964 zu zahlen.

Dieses Urteil ist dem Prczeßbevollmächtigten des Beklagten, 
Rechtsanwalt D , am 5. November 1964 zugestellt worden.

Der Beklagte legte gegen das Urteil Berufung ein. Die Be­
rufungsschrift erhielt bei der Eingangsstelle (Abendbriefkasten 
für das landesarbeitsgericht und das Arbeitsgericht, das Amts­
gericht und die Staatsanwaltschaft in Hamburg-Altona) den Ein­
gangsstempel vom 17^ November 1964. Die von Rechtsanwalt 
D mit dem Datum des 30. November 1964 gefertigte Berufungs­
begründung erhielt von der Eingangsstelle als Eingangsdatum den 
2. Dezember 1964»
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Im Termin gab das Landesarbeitsgericht dem Beklagten 
auf, sich unverzüglich zu den prozessualen Voraussetzungen 
der Verspätung und iin übrigen der Nichtanfechtung des G'-rund- 
und Teilurteils des Arbeitsgerichts Hamburg vom 3„ Juni 1964 
zu erklären und notfalls die erforderlichen Anträge zu 
stellen0

Daraufhin hat der Beklagte vorgetragen, die Berufung 
müsse (im Wider spruch zum Eingangs Stempel vom 17. November 
1964) erst am J8_l November 1964 eingegangen seine Die Be­
rufungsbegründung hingegen müsse (im Widerspruch zu dem Ein­
gangsstempel vom 2o Dezember 1964) bereits am 1_»_ Dezember
1964 eingegangen sein; er habe sie an diesem Tage etwa um 5o23=~~ Uhr in den Nachtbriefkasten eingeworfen. Im übrigen 
sei "Rechtsanwalt D , der Prozeßbevollmächtigto des Be­
klagten, nach Zustellung des Urteils vom 210 September 1964 
arbeitsunfähig krank gewesen. Er habe deshalb die Begründung 
der Berufung nicht in dem erforderlichen Umfang erstellen 
können. Im Hinblick auf den umfangreichen Prozeßstoff und 
auf einen Auslandsaufenthalt des Beklagten sei es ihm nicht 
möglich gewesen, einen Vertreter zu gewinnen. Das Grund- und 
Teilurteil vom 3. Juni 1964 sei angenommen worden, weil 
wenig Aussicht auf eine erfolgreiche Berufung gegen dieses 
Urteil bestanden habe; die nunmehr eingelegte Berufung solle 
sich nur gegen den Umfang und gegen die Höhe angeblicher 
Ansprüche richten, wie sie erst im Schlußurteil zum Ausdruck 
gebracht', im Grundurteil jedoch überhaupt nicht erwähnt 
worden seien.

Gleichzeitig bat Rechtsanwalt D um Wiedereinset­
zung in den vorigen Stand wegen Versäumung der Berufungsbe- 
gründungsfrist.

Durch Urteil vom 7. Januar 1965 hat das Landesarbeits­
gericht unter Zurückweisung des Antrages auf ‘Wiedereinset­
zung in den vorigen Stand die Berufung des Beklagten gegen 
das Sehlußur^il^e^Arbeitsgerichts als unzulässig verwor­
fen. Es hat den/Iur die Berufungsinstanz im Hinblick auf das 
teilweise Obsiegen des Beklagten mit seiner Widerklage im
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Urteil der ersten Instanz auf 19=350,54 UM neu festgesetzt.
4m 22 = Februar 1965 hat der Beklagte, nunmehr vertreten 

durch die Rechtsanwälte Ur. K und St , Revision gegen
das vorbozeichnete Urteil eingelegt.

Er beantragt,
unter Aufhebung des Urteils des Landesarbeitsge­
richts den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung 
an das Landesarbeitsgericht zurückzuverweisen,

hilfsweise,
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die 
Klage abzuweisen und die Klägerin auf die Wider­
klage zu verurteilen, an den Beklagten UM 9.174,16 
neben den anerkannten Beträgen zu zahlen.

Die Klägerin beantragt,
die Revision des Beklagten zurückzuweisen.

Entocheidungsgründe
Die nach dem Streitwert zulässige, ordnungsgemäß einge­

legte und begründete Revision führt zur Aufhebung des ange­
fochtenen Urteils und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits 
an das Landesarbeitsgericht.
I. Uas Landesarbeitsgericht hat zutreffend angenommen, daß 
die von dem Beklagten gegen das Urteil vom 21. September 1964 
eingelegte Berufung nicht rechtzeitig begründet worden ist und 
daß weiterhin die von dem Beklagten beantragte Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand wegen Versäumung der Berufungsbegründungs­
frist nicht gewährt werden kann.
1, Es ist davon auszugehen, daß die Berufungsschrift bereits 
am 17. November 1964 eingegangen ist, die Berufungsbegründungs- 
schrift aber erst am 2. Uezember 1964, so daß der Beklagte die 
Berufung nicht in der Frist des § 66 ArbGG begründet hat.

Aus dem Eingangsstempel, den die Berufungsschrift bei der 
Eingangsstolle in Hamburg erhalten hat, folgt, daß diese Schrift 
am 17. November 1964 eingegangen ist und nicht, wie der Beklagte 
nunmehr behauptet, erst am 18. November 1964. Gegenüber dem Ein-
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gangsstempel, der erfahrungsgemäß in aller Regel das Ein­
gangsdatum zutreffend angibt, war die Behauptung, die Beru­
fung sei erst am 18» November 1964 bei dem Landesarbeitsge­
richt eingegangen, zu beweisen» Dieser Beweis ist nicht ge­
führt,, Die bloße Behauptung des Beklagten, die Berufungs­
schrift sei erst am 18» November 1964 eingegangen, ersetzt 
den Beweis nicht» Sie kann noch nicht einmal einen .Anhalts­
punkt für die Richtigkeit ihres Inhalts geben»

Ebenso hat das Landesarbeitsgericht ordnungsgemäß fest­
gestellt, daß die Berufungsbegründung erst am 2» Dezember 
1964 - also verspätet - und nicht, wie der Beklagte behauptet; 
bereits am 1» Dezember 1964 eingegangen ist» Auch dies ergibt 
sich aus dem Eingangsstempel auf der Berufungsbegründungs- 
schrift vom 30» November 1964, der als Eingangstag den 2» De­
zember 1964 ausweist» Auch insoweit ist für die Behauptung, 
die Berufungsbegründungsschrift sei bereits am 1» lezember 
1964 eingegangen, kein Beweis erbracht worden»

Das Landesarbeitsgericht brauchte nicht, wie der Beklag­
te dies in der Revision rügt, die Ehefrau des prozeßbevoll­
mächtigten Rechtsanwalts D darüber zu vernehmen, daß die
Berufungsbegründung bereits am 1» Dezember 1964 beim Landes­
arbeitsgericht eingegangen sei« Ein entsprechendes Beweis­
vorbringen ist ausweislich der Schriftsätze und der Sitzungs­
niederschriften vor dem Landesarbeitsgericht nicht gebracht 
worden» In dem Schriftsatz vom 31° Dezember 1964 heißt es 
insoweit lediglich, die Berufungsbegründung "müsse" schon 
am 1» Dezember 1964 eingegangen sein, da "ich' (Rechtsanwalt 
D ) sie an diesem Tage etwa um 23°50 Uhr in den Nacht-
briefkasten des Gerichts eingeworfen habe"» Hiermit wird le­
diglich eine Behauptung aufgestellt, aber kein Beweismittel 
angegeben» Die Beweismöglichkeit einer Zeugenschaft der Ehe­
frau D für die Richtigkeit der Angabe, die Berufungsbe­
gründung sei früher eingegangen, konnte das Landesarbeitsge­
richt von sich aus nicht sehen, und es konnte deshalb auch 
ihm etwa obliegende Maßnahmen irgendwelcher Art nicht durch­
führen und veranlassen»
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.Auch der erkennende Senat als Gericht der Revisionsinstanz 
kann die vom Landesarbeitsgericht nicht durchgeführte Vernehmung 
der Ehefrau des Prozeßbevollmächtigten zweiter Instanz (Rechts­
anwalt I) ) nicht nachholeno

Wenn die Revision ausführt, Rechtsanwalt D habe be­
reits im Berufungsverfahren seine Ehefrau als Zeugin dafür be­
nannt , daß er die Berufungsbegründung am 1«, Dezember 1964 kurz 
vor Mitternacht in den Nachtbriefkasten des Arbeitsgerichts 
Altona eingesteckt habe, kann hierin auch ein Beweisvorbringen 
dem Revisionsgericht gegenüber liegen» Jedenfalls liegt hierin 
objektiv der Hinweis auf eine Beweismöglichkeit» Der Beklagte 
will unter Beweis stellen, daß her die Berufungsbegründung 
entgegen der Annahme des Landesarbeitsgerichts rechtzeitig ein­
gereicht habe und daß damit die Prozeßfortsetzungsbedingungen 
insoweit erfüllt seien»

Ob Prozeßfortsetzungsbedingungen erfüllt sind, ist grund­
sätzlich in jeder Lage des Verfahrens, auch in der Revisions­
instanz, von Amts wegen zu prüfen» Der Beweisantritt des Be­
klagten richtet sich jedoch gegen die Annahme des Landesarbeits­
gericht s, die Berufungsbegründungsfrist sei nicht eingehalten» 
Dieser Pall unterscheidet sich grundlegend von dem Pall, daß 
sich in einer Rechtsmittelinstanz die Präge stellt, die Vorin­
stanz habe unrichtigerweise angenommen, eine Rechtsmittel­
oder Rechtsmittelbegründungsfrist sei eingehalten» Im letzteren 
Pall muß stets von Amts wegen geprüft werden, ob ein entspre­
chendes Vorbringen zutrifft; in einem solchen Pall sind auch 
von dem Gericht der Revisionsinstanz noch ihm angegebene Beweise 
zu erheben» Denn war die Prist nicht eingehalten, so wäre wegen 
des Pehlens einer Prozeßfortsetzungsbedingung kein Raum mehr 
für eine Sachentscheidung der Vorinstanz gev/esen» Das Allgcmein- 
interosse, das im Hinblick auf die Rechtssicherheit zur Scbzung 
von Rechtsmittel- und Rechtsmittelbegründungs fristen führt, 
und der Grundsatz der Beschleunigung des Verfahrens verbieten es, 
daß bei versäumter Rechtsmittel- oder Rechtsmittelbegründungs­
frist das dadurch endgültig gewordene Urteil der Vorinstanz 
einer erneuten sachlichen Prüfung unterzogen wird» Wenn aber - wie
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hier - entgegen der Annahme der Vorinstanz erstmals in der 
Revisionsinstanz ein Beweishinweis erfolgt, die Rechtsmittel- 
begründungsfrist sei eingehalten, so besteht ein Allgemein­
interesse an der Nachprüfung noch in der Revisionsinstanz 
nicht; es geht vielmehr ausschließlich um das Eigeninteresse 
der Partei, deren Rechtsmittel in der Vorinstanz v/egen Nicht­
einhaltung der Rechtsmittelbegründungsfrist als unzulässig 
verworfen ist. Insoweit erleidet der Grundsatz, daß das Gege­
bensein der Prozeßfortsetzungsbedingungen in jeder Lage des 
Verfahrens von Amts wegen zu prüfen ist, gerade wegen dos Ge­
botes der Beschleunigung und deswegen, weil die Allgemeinheit 
nur ein Interesse daran hat, die Rechtsmittel- und Rechtsmit- 
tolbegründungsfristcn nicht überschreiten zu lassen, eine 
Durchbrechung,

Im vorliegenden Pall kommt hinzu, daß dem Beklagten von 
dem Landesarbeitsgericht aufgegeben war, sich zur Frage der 
Versäumung der Berufungsbegründungsfrist zu äußern und die 
erforderlichen Anträge zu stellen, also auch etwaige Mittel 
zum Nachweis der Einhaltung der Berufungsbegründungsfrist 
boizubringen. Die Stellung einschlägigen Beweisvorbringens 
hat der Beklagte aber unterlassen, obwohl er bereits in zwei­
ter Instanz die Ehefrau seines damaligen Prozeßbevollraächtig- 
ten als Zeugin für die Rechtzeitigkeit des Eingangs der Beru­
fungsbegründungsschrift hätte benennen können. Ein nunmehr 
in der Revisionsinstanz nachgeholter Beweisantrag kann nicht 
mehr berücksichtigt werden, weil dies eine Begünstigung des 
nachlässigen oder jedenfalls nicht genügend sorgsamen Verhal­
tens des Beklagten und damit eine nicht gerechtfertigte Be­
nachteiligung der Klägerin wäre. Eine solche Nichtberücksich­
tigung verlangt im übrigen auch das Verfahren vor don Gerich­
ten für Arbeitssachen, für welches aus dem gegenüber § 529 
ZPO verschärften § 67 ArbGG der Grundsatz und das Gebot einer 
besonders beschleunigten Beweismittelbeibringung zu entnehmen 
ist o
2, Dem Landesarbeitsgericht ist weiter darin beizutreten, 
daß dem Beklagten die beantragte Wiedereinsetzung in den vori-
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gen Stand wegen der Versäumung der Berufungsbegründungsfrist 
nicht gewährt werden kann0 Nach § 234 ZPO muß die Wiederein­
setzung innerhalb einer zweiwöchigen Frist beantragt werden»
Die Form des Antrages auf Wiedereinsetzung richtet sich nach 
den Vorschriften, die für die versäumte Prozeßhandlung gelten» 
Der Antrag muß die Angabe der die Wiedereinsetzung begründen­
den Tatsachen, die Angabe der Mittel für ihre Glaubhaftmachung 
und die Nachholung der versäumten Prozeßhandlung oder, wenn 
diese bereits nachgeholt ist, die Bezugnahme hierauf enthalten 
(§ 236 ZPO)» Der Wiedereinsetzungsantrag entspricht diesen ge­
setzlichen Erfordernissen nicht; er ist vielmehr unschlüssig» 

Wenn als Wiedereinsetzungsgrund lediglich geltend gemacht 
wird, Rechtsanwalt D sei nach Zustellung des Urteils ar­
beitsunfähig ci’krankt, er habe deshalb die Begründung der Be­
rufung nicht in dem erforderlichen Umfang erstellen können und 
es sei ihm im Hinblick auf den umfangreichen Prozeßstoff und 
auf den Auslandsaufenthalt des Beklagten nicht möglich gewesen, 
einen Vertreter zu bekommen, ist dem zunächst entgegenzuhalten, 
daß Rechtsanwalt I) doch tatsächlich eine Berufungsbegrün­
dungsschrift am 30» November 1964 gefertigt hat; es fehlt jede 
Glaubhaftmachung dahin, daß er nicht in der Lage gewesen wäre, 
diese Berufungsbegründungsschrift noch rechtzeitig vor Ablauf 
der Eegründungsfrist dem Gericht einzureichen» Im übrigen hätte 
Rechtsanwalt D eine Verlängerung der Berufungsbegründungs-
frist rechtzeitig beantragen können» Er hätte weiterhin unter 
Einschaltung eines Vertreters dann, wenn er tatsächlich arbeits­
unfähig gewesen wäre, das Erforderliche veranlassen können» Per 
Auslandsaufenthalt des Beklagten und die Einschaltung eines Ver­
treters stehen in keinem Zusammenhang, zumal auch ein Vertreter 
eine Verlängerung der Berufungsbegründungsfrist hätte beantragen 
können» Auch die Schwierigkeit einer Sache schließt es erfah­
rungsgemäß nicht aus, einen Vertreter, der in der Regel doch 
das gesamte Anwaltsbüro mit allen schwebenden und neu hinzukom- 
raenden Sachen führt, zu gewinnen»
II» In der Revisionsinstanz macht aber nunmehr der Beklagte 
geltend, Rechtsanwalt D sei im November und Dezember 1964
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auf Grund einer anerkannten Hirnbeschädigung«, an der er da­
mals in besonders starkem Maße gelitten habe, prozeßunfähig 
gewesen. Diese Behauptung ist erheblich.

Nach § 244 Abs, 1 ZPO tritt in .Anwaltsprozessen dann, 
wenn der Anwalt einer Partei "unfähig wird, die Vertretung 
der Partei fortzuführen", eine Unterbrechung des Verfahrens 
ein, bis der bestellte neue Anwalt seine Bestellung dem Ge­
richt angezeigt und das Gericht die Anzeige dem Gegner von 
Amts wegen zugestellt hat oder aber nach § 244 Abs, 2 ZPO 
verfahren wird. Verliert ein Anwalt die Prozeßfähigkeit, so 
tritt danach eine Unterbrechung des Verfahrens ein; denn der 
prozeßunfähige Anwalt ist im Sinne dos § 244 ZPO unfähig, die 
Vertretung einer Partei fortzuführen (siehe BGHZ 30, 112 
£“"118_7j Baumbach-Lauterbach, ZPO, 28, Aufl,, § 244 Anm, 1; 
Wieczorek, ZPO, 1957, § 244 Anm, B V; Stein-Jonas, 18, Aufl,,
§ 244, Anm, II 1 d). Der gegenteiligen Auffassung von Rosen­
berg (Lehrbuch des deutschen Zivilprozeßrechts, 9» Aufl,,
1961, § 28 V 2 b S, 116) vermag der Senat in Übereinstimmung 
mit dem Bundesgerichtshof aus Gründen des Schutzes der Par­
teien, den § 244 ZPO bezweckt, nicht zu folgen.

Die Proceßfähigkoit' hat Rechtsanwalt D im Novem­
ber und Dezember 1964, den hier maßgebenden Zeiträumen, nicht 
mehr besessen, wenn er sich damals in einem die freie Willens- 
bostimmung ausschließenden Zustand krankhafter Störung der 
Geistestätigkeit befunden und es sich bei diesem Zustand 
seiner Natur nach nicht nur um einen vorübergehenden Zustand 
gehandelt hat (vgl, §§ 51, 52 ZPO in Verbindung mit § 104 
BGB).,

Eine nach § 244 ZPO eingetretene Unterbrechung des Ver­
fahrens wegen der Unfähigkeit des Anwaltes, den Prozeß fort­
zuführen, wirkt auch dann unmittelbar, wenn das Gericht und 
die Parteien von dem Eintritt der Unterbrechung und dem Un- 
terbrcchungsgrund keine Kenntnis hatten (siehe Baumbach-Lau- 
torbach, aaO, vor § 239 ZPO Anm, 1). Das ergibt sich wiederum 
aus dem Sinne der Bestimmung, den Parteien Schutz zu gewähren«

10

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


10

Nach § 249 .Abs» 1 ZPO hat die Unterbrechung des Verfahrens 
die Wirkung, daß der Lauf einer jeden Prist aufhört und nach Be­
endigung der Unterbrechung die volle Prist von neuem zu laufen 
beginnt.

Ist also Rechtsanwalt D in der Zeit von November 1964
bis zum Io Dezember 1964 prozeßunfähig gewesen, so hörte der 
Lauf der Berufungsbegrünaungsfrist allein wegen dieser Tatsache 
auf; sie konnte nicht am 1 » Dezember 1964 ablaufeno Dann aber 
durfte die Berufung des Beklagten nicht wegen der Versäumung 
der Berufungsbegründungsfrist als unzulässig verworfen werden»
Es kommt also entscheidend darauf an, ob eine Prozeßunfähigkeit 
des Rechtsanwalts D in der Zeit von November 1964 bis ein­
schließlich Io Dezember 1964 bestanden hat0

Insoweit beruft sich die Revision auf die Einholung eines 
fachärztlichen Gutachtens <> Dieser Beweis, muß erhoben werden.
Er kann allerdings nur erhoben werden, wenn Rechtsanwalt D 
dessen Persönlichkeit hierdurch in ihrem Kerne berührt wird, 
sich bereitfindet, in eine solche Untersuchung und die Aus­
wertung des Untersuchungsergebnisses in diesem anhängigen Ver­
fahren einzuwilligen»

Der Senat hat geprüft, ob die danach erforderliche Beweis­
erhebung von ihm selbst veranlaßt werden soll oder ob das ange- 
fochtenc Urteil aufzuheben und dem Landesarbeitsgericht die er­
forderliche Beweiserhebung zu überlassen ist» Dabei ist der Se­
nat zwar davon ausgegangen, daß ihm selbst eine solche Beweis­
erhebung auch in der Revisionsinstanz möglich wäre, da es sich 
um eine noch in der Revisionsinstanz nachzuprüfende Prozeßfort­
setzungsbedingung handelt» Er hat aber in der Erwägung, daß es 
dem Interesse der Parteien mehr entspricht, wenn die Prüfung in 
dem Stand des Verfahrens vorgenommen wird, in dem sich dieses 
Zo Zto der behaupteten Unterbrechung befand, es vorgezogen, die 
Beweiserhebung dem Landesarbeitsgericht zu überlassen» Damit 
trägt der Senat auch dem Gedanken Rechnung, daß es an sich nicht 
Sache der Revisionsgerichte ist, TatsachenfestStellungen, die von 
den Vorinstanzen hätten vorgenommen werden sollen, nachzuholen

-  11 -
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(siehe auch BVerfG AP Nr«, 6 zu Arte 100 GG)» Wenn die Be­
hauptung, daß Rechtsanwalt D im November und Dezember
prozeßunfähig gewesen sei, bereits vor dem Landesarbeitsge- 
rieht aufgestellt worden wäre, hätte das Landesarbeitsgericht 
die erforderliche Beweiserhebung durchführen müsseno Lern 
entspricht es, ihm diese Beweiserhebung auch jetzt zu über­
lassen»
III» Zusammenfassend ist also festzustellen;
1» War Rechtsanv/alt L im November und Dezember 1964
prozeßfähig, so ist die Berufung wegen verspäteter Begrün­
dung zutreffend als unzulässig verworfen worden» Dem Wieder­
einsetzungsantrag ist mit Recht nicht stattgegeben worden»
2» Ist jedoch vor Ablauf des 1» Dezember 1964 Prozeßunfä­
higkeit des Rechtsanwaltes D eingetreten, so war das
Verfahren vor Ablauf der Berufungsbegründungsfrist gemäß 
§ 244 ZPO unterbrochen; die Berufungsbegründungsfrist konnte 
nicht ablaufeno

Die Behauptung, Rechtsanwalt D sei zur maßgebenden
Zeit prozeßunfähig gewesen, fällt in den Bereich des Beklag­
ten» Sollte sich die Beweiserhebung insoweit nicht ermögli­
chen lassen, so muß er die Folgen tragen» Gleiches gilt für 
den Fall, daß die Beweiserhebung zwar möglich ist (weil 
Rechtsanwalt D sich der Untersuchung unterzieht und mit
der Verwertung des Untersuchungsergebnisses im vorliegenden 
Verfahren einverstanden ist), das Beweisergebnio aber nicht 
zur Feststellung der Prozeßunfähigkeit des Rechtsanwaltes 
D im maßgebenden Zeitraum führt»

gez» Dro Müller Wichmann Dr» Schröder
Dr» Dr» Matthias Strempel
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